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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 11 AL 52/12 B 
 
L 3 AL 1802/10 (LSG Baden-Württemberg) 
S 4 AL 1092/09 (SG Reutlingen) 
 
 
 
…………………………………………………, 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………….., 
 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. August 2012 durch die Vizepräsidentin  

Dr.  W e t z e l - S t e i n w e d e l    sowie die Richter   Dr.  L e i t h e r e r    und   Dr.  F i c h t e  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 8. Mai 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der allein vorgebrachte Zulassungsgrund des Vorliegens eines 

Verfahrensfehlers (§ 160 Abs 2 Nr 3 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) ist nicht in der nach § 160a 

Abs 2 S 3 SGG gebotenen Weise bezeichnet. 

 

Zur Bezeichnung eines Verfahrensmangels, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen 

kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), sind die den Verfahrensmangel (angeblich) begründenden Tat-

sachen substantiiert und schlüssig darzutun (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14; SozR 3-1500 

§ 73 Nr 10; stRspr). Das Bundessozialgericht (BSG) muss allein anhand der Begründung dar-

über entscheiden können, ob ein die Revisionsinstanz eröffnender Verfahrensmangel in Be-

tracht kommt (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 4). Inwiefern die Entscheidung des Landessozi-

algerichts (LSG) auf dem behaupteten Verfahrensmangel beruhen kann, ist unter Darlegung 

der sachlich-rechtlichen Auffassung des LSG schlüssig darzutun (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 36; SozR 4-1500 § 160a Nr 3; stRspr).  

 

Nach Ansicht der Klägerin liegt ein "formeller Verfahrensfehler" vor, "über den im Beschluss des 

Landessozialgerichts von Baden-Württemberg überhaupt nicht entschieden worden ist". Sinn 

und Zweck der Klage sei es gewesen festzustellen, dass die Beklagte es versäumt habe, nach 

dem Widerruf der Förderungsleistungen ihre Forderung an die Klägerin durch eine detaillierte 

Auflistung innerhalb einer Frist von drei Jahren zu offenbaren. Soweit dieser Vortrag - ohne 

jede Sachverhaltswiedergabe - überhaupt verständlich wird, geht es der Klägerin entweder um 

vermeintliche Fehler im Verwaltungsverfahren der Beklagten oder um eine Verkennung des -

 ein (angebliches) Feststellungsbegehren der Klägerin umfassenden - Streitgegenstands durch 

das LSG. Dieses Vorbringen betrifft indes nicht Verfahrensfehler im Berufungsverfahren, 

sondern - vermeintliche - Rechtsfehler in der Sache selbst, die mit der 

Nichtzulassungsbeschwerde nicht wirksam angegriffen werden können. Denn über die 

Richtigkeit der Sachentscheidung des LSG, dh hier ua die hinreichende Bestimmtheit und 

Rechtzeitigkeit der Rückforderung, ist im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde nicht zu 

befinden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7 und Nr 67; stRspr).  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG).  

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG iVm § 169 S 3 

SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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